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synes ernst

Die Fachleute sprechen von 
einer «Totgeburt», die Ver­
antwortlichen im Bundes­

amt für Staatswirtschaft (Seco) von 
«eher durchzogener Bilanz»: Das 
Gesetz  über Risikokapitalgesell­
schaften, mit dem der Bund seit 
2000 neue Unternehmen fördern 
will, «hat bis heute noch nicht die 
erhofften Früchte getragen», wie 
es in einem vergangene Woche 
veröffentlichten Bericht des Bun­
desrats zur «Politik des Bundes zu­
gunsten der kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU)» heisst (sie­
he Kasten). Trotz dieses Miss­
erfolgs sieht das Seco von einer 
schnellen Revision des Gesetzes 
ab.  Erst will man wissen, welches  
die Auswirkungen der Unterneh­
menssteuerreform II auf die Jung­
unternehmen sind.

Die Erwartungen an diese Re­
form sind hoch: Denn mit ihr soll 
die doppelte Besteuerung von Di­
videnden reduziert werden, «die 
das Bereitstellen von Risikokapital 
für Investoren unattraktiv macht», 
wie der Zürcher CVP-Nationalrat 
und Unternehmer Urs Hany an ei­
ner Medienkonferenz des KMU-
Komitees «Ja zur Unternehmens­
steuerreform» sagte. 

Schritt geht zu wenig weit
Allerdings ist keineswegs ga­

rantiert, dass Risikoinvestoren je 
von der Erleichterung profitieren 
werden. Erst muss noch das Volk 
der Unternehmenssteuerreform II 
zustimmen. Ein weiterer Unsicher­
heitsfaktor besteht darin, dass   
Grüne – im Kanton Zürich – vom 
Bundesgericht abgeklärt haben 
wollen, ob es verfassungskonform 
sei, wenn auf kantonaler Ebene 
nur Aktionäre mit einer Beteili­

gung von über 10% in den Genuss 
der Entlastung kämen.

Doch selbst wenn die Dividen­
den künftig tiefer als heute besteu­
ert würden: Den Risikokapitalisten 
und Beteiligungsgesellschaften 
geht ein solcher Schritt viel zu we­
nig weit. Vor allem genügt er aus 
ihrer Sicht nicht, um den Finanz­
platz Schweiz im Bereich der Pri­
vate Equitiy und des Venture-Kapi­
tals massiv zu stärken, wie es bei­
spielsweise die Vereinigung für 
Unternehmensfinanzierung, Seca, 
anstrebt. Christian Wenger, im Se­
ca-Vorstand zuständig für den 

Venture-Capital-Bereich: «Die 
steuerlichen Rahmenbedingungen 
für Investoren müssen verbessert 
werden, damit die Schweiz mit der 
Konkurrenz in New York, Frankfurt 
und London mithalten kann.»

Volkswirtschaftlich wichtig
Um die Forderungen seiner 

Branche zu legitimieren, verweist 
Wenger auf die volkswirtschaft­
liche Bedeutung des Risikokapi­
tals:  «Geschäftsideen können nur 
umgesetzt werden, wenn jemand 
bereit ist, Risiken einzugehen und 
die Finanzierung zu überneh­
men.» Ein Grossunternehmen wie 
BBC (heute ABB) mit seinen Tau­
senden von Arbeitsplätzen würde 
es heute nicht geben, hätte nicht 
vor über 100 Jahren der Ingenieur 
Walter Boveri eine Idee gehabt und 
dafür einen Geldgeber gefunden. 
Wenger bedauert, dass sich  zum 
einen die Öffentlichkeit solcher 
Zusammenhänge zu wenig be­
wusst sei und zum sich andern der 
Gesetzgeber zu wenig an den Be­
dürfnissen des Marktes orientiere. 

Es gebe zwar im neuen Kollek­
tivanlagegesetz, das 2007 in Kraft 
getreten ist, einige Verbesserungen 
für Venture-Kapitalisten, doch 
brauche es ingesamt ein Steuerre­
gime, das die weitere Ansiedelung  
von Private-Equity-Managern in 
der Schweiz fördere.

Das ist aber nur eines. Sorgen 
bereitet den Beteiligungsgesell­
schaften derzeit vor allem, dass 
Bern zwei aus ihrer Sicht wichtige 
Vorhaben auf Eis gelegt hat – die 
Besteuerung von Mitarbeiterbetei­
ligungen und die Regelung des 
Quasi-Wertschriftenhandels. 
•  Da gerade in Start-ups Gehälter 
vielfach in Form von Aktien und 
Optionen ausbezahlt werden, füh­

len sich die Jungunternehmen von 
der bisherigen Steuerpraxis be­
nachteiligt. Die Beratung des neu­
en Gesetzes stockt jedoch, weil die 
Wirtschaftskommission des Stän­
derats vom Bundesrat einen Be­
richt über die finanziellen Auswir­
kungen sowie die Folgen für die 
Sozialversicherungen verlangt hat. 
Allerdings müsste man, so Chri­
stian Wenger von der Seca, auch 
den Nutzen betrachten, den der 
Staat bei jeder Neugründung hat: 
«Werden 150 Mio Fr. in ein Unter­
nehmen investiert, geht davon 
rund die Hälfte an die Beschäf­
tigten, die wiederum Einkom­
menssteuern zahlen.»

•  Business Angels, die mit ihrem 
privaten Kapital Start-ups unter­
stützen, laufen heute Gefahr, als 
professionelle Wertschriftenhänd­
ler eingestuft zu werden, die Kapi­
talgewinne als Einkünfte voll ver­
steuern müssen. Ursprünglich war 
geplant gewesen, das Problem des 
Quasi-Wertschriftenhandels mit 
der Unternehmenssteuerreform II 
zu regeln, doch wurde es vom Par­
lament aus der Vorlage herausge­
brochen und soll nun separat be­
handelt werden. Wann, ist noch 
offen. 

Wenig Verständnis für Angels
Eine Lösung sei dringend, sa­

gen die Business-Angels-Organi-
sationen, weil die bestehende 
Rechtsunsicherheit viele poten­
zielle Investoren daran hindere, 
sich zu engagieren. Philipp Oberli, 
Präsident der Business Angels 
Schweiz (BAS), fragt sich in diesem 
Zusammenhang auch, warum in 
Politik und Verwaltung dem Enga­
gement der Angels so wenig Ver­
ständnis entgegengebracht werde: 
«Angels-Investitionen sind keine  
Wertschriftengeschäfte, bei  denen 
es nur ums Geld geht. Wir engagie­
ren uns mit unserem Know-how in 
den jungen Unternehmen, wir 
denken mit und schaffen jene 
Netzwerke, auf die sie bei ihrem 
Start unbedingt angewiesen sind.»

SPLITTER

Zu spät
Frühere Justiz­
minister mit 
Rang und Na­
men sicherten 
sich ihren Platz 
in der Geschich­
te mit einem 

nach ihnen benannten Erlass. Es 
begann mit Ludwig von Moos, 
und von da an wurde mit Lex 
Furgler oder Friedrich all das 
übertitelt, was der Staat gegen den 
Ausverkauf der Heimat so im 
Schilde führt. Der heutige Justiz­
minister aber muss wohl akzep­
tieren, dass es nie eine Lex Blo­
cher geben wird. Bundesrat Chris­
toph Blocher wird in dieser Sache 
nur insofern Spuren hinterlassen, 
als er den Antrag stellt, die gel­
tende Lex Koller über Bord zu kip­
pen – ganz einfach, weil es keine 
Regeln über den Grundstücks­
erwerb von Ausländern mehr 
braucht. 

Sicher ist sicher
Normalerweise 
erkundigen sich 
Politiker mit in­
takten Links zur 
Basis, ob man 
ihre tiefschür­
fenden Darle­

gungen zu den in der Regel ja 
hochkomplexen Themen denn 
auch verstanden hat. Als Präsi­
dentin der Gesundheits- und So­
zialkommission (SGK) gibt sich 
FDP-Ständerätin Erika Forster-
Vannini wesentlich bescheidener. 
Nach einer Presseorientierung 
fragte sie, ob rübergekommen sei, 
«dass wir gearbeitet haben». Als 
ob künftig die Medienschaffenden 
über die Höhe des Taggelds zu be­
finden hätten.

Lächeln bitte
Zwar wurde auf 
dem nationalen 
Boulevard eben 
erst ganz schnö­
de gemotzt, weil 
sich unsere Lan­
desregierung 

angeblich ganze sieben Wochen 
Ferien gönnt. Dabei hat es zumin­
dest Bundespräsidentin Miche­
line Calmy-Rey derzeit ausge­
sprochen streng: So liess sie es 
sich nicht nehmen, statt die Beine 
hoch zu lagern, dem Alinghi-
Team ein weiteres Mal zu gratulie­
ren und bei dessen Rückkehr me­
dienwirksam in alle Kameras zu 
lächeln. Wenn die Sportnation 
Schweiz noch mehr solche Erfolge 
feiert, wird die SP-Frau diesen 
Sommer kaum zur Ruhe kommen 
und so – ganz nebenbei – im 
Wahlkampf für ihre Partei weiter 
punkten können.

Arbeitslosigkeit Mit 
kulturellen Besonderheiten 
lassen sich regionale  
Differenzen erklären. Zu  
diesem Ergebnis kommen 
zwei neue Studien.

roland meier

Selbst auf engem geografischem 
Raum können sich signifikante 
Unterschiede im Ausmass und in 
der Dynamik der Arbeitslosigkeit 
ergeben, wie aus zwei in der 
jüngsten Ausgabe der «Volkswirt­
schaft» zusammengefassten Stu­
dien hervorgeht. Dabei spielen 
Mentalitätsunterschiede überra­
schenderweise eine ebenso grosse 
Rolle wie die institutionellen Rah­
menbedingungen.

Verglichen wurde die Arbeits­
marktlage zum einen entlang der 
Sprachgrenze und anderseits, im 
Gebiet St.Gallen/Vorarlberg, dies- 
und jenseits der Landesgrenze. 
Der zweite Vergleich drängte sich 

wegen der unterschiedlich langen 
Bezugsdauer der Arbeitslosenun­
terstützung von zwei Jahren in der 
Schweiz und nur sieben Monaten 
in Österreich auf. Trotz der gross­
zügigeren Regelung weist St. 
Gallen eine um rund 3 Prozent­
punkte geringere Arbeitslosen­
quote auf als Vorarlberg. Als «er­
klärungsbedürftig» wird in der 
Studie das hohe Arbeitslosenrisiko 
im Nachbarland eingestuft, woge­
gen der deutlich raschere Abgang 
aus der Arbeitslosigkeit in Öster­
reich (21% gegenüber 8% pro Mo­
nat) auf die institutionellen Unter­
schiede zurückgeführt wird. 

Stigmatisierung im Grenzgebiet
Entlang der Sprachgrenze fal­

len solche Erklärungsversuche 
ausser Betracht, obwohl hier ein 
ähnliches Gefälle besteht: In den 
lateinischsprachigen Grenzge­
meinden liegt die Arbeitslosen­
quote nämlich knapp 3 Prozent­
punkte höher als in den angren­
zenden deutschsprachigen Gebie­
ten, was die Autoren der Studie 

veranlasst, etwas vage von einem 
«möglichen Einfluss kultureller 
Normen an der Sprachgrenze» zu 
sprechen. Ob die Disparitäten auf 
unterschiedliche Mentalitäten zu­
rückzuführen sind, sei empirisch 
kaum zu bestimmen, so Werner 
Aeberhardt, Leiter des Ressorts Ar­
beitsmarktanalyse im Staatssekre­
tariat für Wirtschaft (Seco).

In einer zweiten Studie wird 
schliesslich auf den Umstand ein­
gegangen, dass die Konkurrenz 
um freie Stellen in Gebieten nahe 
der Landesgrenze wesentlich grös­
ser ist als in anderen Regionen der 
Schweiz. Dabei wird aber festge­
halten, dass die Präsenz von 
Grenzgängern allein noch keine 
Arbeitslosigkeit schaffe. Hingegen 
erschwere sie den Wiedereintritt 
in den Arbeitsmarkt und verstärke 
somit die Stigmatisierung von Ar­
beitslosigkeit – ein Gefühl, das hier 
stärker ausgebreitet sei als in 
Nicht-Grenzkantonen.

Mehr zum Thema
• Reformdebatte Schweiz Seite 11

Unterschiede auf kleinstem Raum

Wie die Politik Investoren hemmt 
Risikokapital Ein ungenügendes Gesetz, schlechte steuerliche Rahmenbedingungen sowie zwei wichtige  
politische Vorhaben auf Eis gelegt: Das schwächt aus Sicht der Venture-Kapitalisten den Finanzplatz Schweiz. 
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Arbeiter in der früheren BBC: Die heutige ABB konnte entstehen, weil ein Risikokapitalist die Umsetzung einer genialen Idee finanzierte.

magere bilanz

In sechs Jahren nur  
24 offizielle Gesuche

Gesetz Das Bundesgesetz über 
die Risikokapitalgesellschaften 
sieht unter anderem vor, dass  
Risikokapitalgesellschaften, die 
mindestens 50% ihrer Mittel in 
neue Schweizer Unternehmen mit 
einem Alter von weniger als fünf 
Jahren investieren, von den eid­
genössischen Emissionsabgaben 
befreit werden. 

Gesuche Seit Inkrafttreten des 
Gesetzes haben nur ingesamt 24 
Unternehmen ein offizielles Ge­

such beim Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco) eingereicht. 15 
wurden anerkannt, Ende 2005 
waren davon nur noch 9 aktiv. 

Investitionen Im Jahr 2004 ha­
ben nur fünf dieser neun Gesell­
schaften Investitionen mit einem 
Gesamtvolumen von 22,3 Mio Fr. 
getätigt, davon 20,8 Mio Fr. in der 
Schweiz. Dabei wurden elf ver­
schiedene Projekte mit einem 
durchschnittlichen Betrag von 
189000 Fr. unterstützt. Vier In­
vestitionen in der Schweiz betru­
gen über 1 Mio, zwei davon über  
5 Mio Fr. 

Business Angels  
laufen Gefahr, als 

Wertschriftenhändler 
eingestuft zu werden.


